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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die 

Tagesordnungspunkte 9 und 10 auf:

Antrag der Staatsregierung

Entlastung der Staatsregierung aufgrund der Haushaltsrechnung des 

Freistaates Bayern für das Haushaltsjahr 2024 (Drs. 19/8432)

und

Antrag des Bayerischen Obersten Rechnungshofes

Entlastung aufgrund des Beitrags zur Haushaltsrechnung 2024 für den Epl. 11 

(Drs. 19/12008)

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 51 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich erteile als erstem 

Redner dem Kollegen Maximilian Böltl für die CSU-Fraktion das Wort. Bitte schön.

Maximilian Böltl (CSU): Verehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Schon 

die alten Griechen wussten in der Antike, dass es einen aufmerksamen Wächter 

braucht, der exakt hinschaut und genau aufpasst. Was damals Argos Panoptes mit 

seinen hundert Augen war, ist heute bei uns der Oberste Rechnungshof, Argusaugen 

sozusagen, denen nichts entgeht, unser hausinternes Controlling, wenn Sie so wollen, 

unsere Unternehmensberatung des Freistaats.

Lassen Sie mich gleich zu Beginn ganz gerne der Präsidentin und allen Mitarbeitern 

des Obersten Rechnungshofs herzlich für ihre Arbeit danken.

(Allgemeiner Beifall)

Auch heuer kann man klar sagen: Die Hinweise, Vorschläge, Kritikpunkte sind ein sehr 

wertvoller Baustein für unsere Arbeit hier im Parlament. Letztendlich sind sie sogar ein 

Baustein für funktionierende Demokratie und deshalb unverzichtbar.
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Es waren 322 Seiten, 38 Empfehlungen, 157 Wortmeldungen im Haushaltsausschuss. 

Drei Aspekte will ich kurz herausgreifen: die Investitionen, die Sparmaßnahmen und 

die Förderprogramme. Im Haushaltsjahr 2024, über das wir heute sprechen, lag die 

Investitionsquote des Freistaats bei 14,6 %. Der Bereich, der Zukunft schafft, ist also 

noch mal angewachsen. Für das Übermorgen investieren wir in Bildung, in Infrastruk-

tur und in Innovation. Wir tun das übrigens zusammen mit unseren Kommunen. Deren 

Investitionsquote lag im selben Jahr bei 23,1 %. Das sind zehn Prozentpunkte mehr 

als der Durchschnitt zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen. Heuer reichen wir an die 

Kommunen vier Milliarden Euro aus dem sogenannten Sondervermögen des Bundes 

aus.

Wenn wir jetzt über das Wort "zusätzlich" diskutieren, dann ist unser Weg auch ganz 

klar: Maßnahmen, die ab 1. Januar 2025 begonnen wurden, können von diesen Mit-

teln profitieren. Anders wird es auch überhaupt keinen Sinn machen; denn wie sollen 

diese Mittel jetzt wirken und die Wirtschaft ankurbeln, wenn die Projekte erst jetzt 

angestoßen werden? Wer Kommunalpolitik macht, der weiß das ganz genau: Es gibt 

die Konzeption, die Mehrheitsfindung und die Planungsphase. Das sind alles Vorläufe.

Wenn wir jetzt rein zusätzliche Maßnahmen hätten, dann würden die erst 2028 und 

später kommen; dann würde es vielleicht sogar nicht nur die wirklich notwendigen Pro-

jekte, sondern vermehrt auch die wünschenswerten Projekte geben. Deshalb ist unser 

bayerischer Weg für das Sondervermögen kommunalfreundlich und pragmatisch zu-

gleich.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Um den Haushalt ausgleichen zu können, brauchen wir jetzt auch im neuen Doppel-

haushalt Entnahmen aus der Rücklage. Das hat der Oberste Rechnungshof auch 

angesprochen. Die Rücklage ist genau für solche schwachen Phasen ohne Wachs-

tum, wie wir sie jetzt haben, da. Die Tendenz bei den Entnahmen ist auch schon 

rückläufig. Im Jahr 2024 war die Rücklage mit 10,3 Milliarden Euro am Ende sogar 

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 2



höher als Ende des Jahres 2023, weil vorsichtig gerechnet und gespart wird. Wenn die 

Steuereinnahmen mangels Wachstums ausbleiben, können wir darauf zurückgreifen.

Sparen ist das Stichwort. Sparen ist sozusagen die heilige Kuh, auf die der Argos 

mit seinen hundert Augen besonders aufpasst. Der ORH schreibt völlig zu Recht 

in seinem Bericht, dass wir die Ausgaben wieder stärker den Einnahmen anpassen 

müssen. Hauptausgabe ist und bleibt mit 40 % das Personal. Wir sind sehr froh, dass 

wir eine sehr engagierte und erfahrene Belegschaft beim Freistaat haben. Trotzdem 

muss klar sein: Jeder Euro für Gehälter fehlt uns wiederum bei den Investitionen und 

bei den Kommunen. Deshalb hat der Ministerpräsident das klare Ziel, 10.000 Stellen 

abzubauen.

Eine riesige Chance bieten dabei die Digitalisierung und die Künstliche Intelligenz. 

Es stimmt, wenn der Oberste Rechnungshof sagt: Wir müssen Vollgas bei der Volldigi-

talisierung geben. Ein Drittel der offenen ORH-Fälle befasst sich mit Digitalisierung. 

Deshalb danke ich an dieser Stelle Albert Füracker und seinem Staatssekretär Martin 

Schöffel. Sie verwalten und verantworten einen 70 Milliarden Euro großen Etat. Das ist 

übrigens die Größe eines internationalen DAX-Konzerns. Nebenbei ist Albert Füracker 

noch Chef-Digitalisierer für mehr Breitbandversorgung, für mehr Bündelung kommuna-

ler IT-Infrastruktur und für klare Standards. Albert Füracker und Martin Schöffel – dafür 

ein ganz herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Es ist auch nicht sinnvoll, wenn jeder Bürgermeister weiterhin sein eigenes digitales 

Einwohnermeldeamt strickt. Die Kommunen wollen das auch gar nicht. Wenn sie 

am Ende vor der Wahl zwischen Subsidiarität und Effizienz stehen, entscheiden sie 

sich für das Zweite. Die Digitalisierung ist am Ende auch erst die Grundlage für die 

Nutzung von Künstlicher Intelligenz. Ohne sie geht es gar nicht. Das Automatisieren 

von Behördengängen muss einfach die Regel werden und darf nicht die Ausnahme 

bleiben. KI – jetzt kürze ich ab, sonst habe ich wieder einen Zungenbrecher – hilft, 
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Schwachstellen in Prozessen zu identifizieren, und behebt sie im Idealfall dann auch 

gleich selber. Wir haben in Bayern wunderbare Start-ups, die das können, beispiels-

weise Celonis.

Was herauskommt, wenn man KI richtig einsetzt, hat man beispielsweise bei IKEA 

gesehen. IKEA macht das schon ziemlich lang. Wer schon einmal einen PAX-Schrank 

aufgebaut hat, hat sicherlich auch den Kundenservice unmittelbar kennengelernt. Fast 

die Hälfte aller Kundenanfragen bei IKEA werden mittlerweile automatisiert mit KI 

abgewickelt. IKEA hat jetzt 18 Millionen Euro eingespart und – darauf will ich jetzt 

eigentlich hinaus – 8.500 Mitarbeiter umgeschult. Da IKEA jetzt mehr verkauft hat, ist 

der Umsatz um 1,3 Milliarden Euro gewachsen. Wenn wir das jetzt einmal auf Staat 

übertragen, muss das doch die Fantasie wecken, an welchen Stellen unsere Mitarbei-

ter künftig tätig werden können, wenn Routineaufgaben wegfallen. Viele könnten dann 

wieder näher am Menschen sein, komplexe Fälle lösen, soziale Arbeit leisten oder 

einfach da sein.

Ein weiterer Bereich, den ich ansprechen will, sind die Förderverfahren. Der Oberste 

Rechnungshof stellt fest, dass es über 400 Förderprogramme in Bayern gibt. Das ist 

ein Indiz dafür, dass der Freistaat Bayern in sehr vielen Lebensbereichen engagiert ist. 

Ich war gestern selbst beim DLR in Oberpfaffenhofen. Dort lösen 60 Millionen Euro an 

Investitionen des Freistaats Bayern 600 Millionen Euro an Investitionen des Bundes 

aus. Das sind ebenfalls Effekte, die wir sehen müssen, wenn es um Fördermittel, 

Förderprogramme und um Investitionen geht.

Für die Kommunen kann diese Fülle an Förderungen aber auch manchmal eine Last 

sein. Umso wichtiger ist es, dass wir eine volldigitale Förderplattform haben. Von A bis 

Z, von Antrag bis Zahlung, soll alles komplett abgewickelt werden können. Vielleicht 

schaffen wir es, dass die volldigitale Förderplattform noch vor Ende des nächsten 

Jahres kommt, aber sie kommt.
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Der Wegfall des Verwendungsnachweises hat uns jetzt schon geholfen. Dies ist für 

Projekte bis 100.000 Euro der Fall. Wir sind somit eingestiegen in den Ausstieg aus 

dem Verwendungsnachweis. Wir wollen das weiter ausbauen.

Wer vom Förderdschungel spricht, muss sich aber auch die Mischfinanzierungen an-

schauen. Auch darauf weist der Oberste Rechnungshof immer wieder hin. Probleme 

entstehen oft, wenn aus drei oder sogar aus vier Töpfen ausgeschüttet wird. An dieser 

Stelle kann die anstehende Staatsreform konkrete Ideen bringen.

Stichwort Staatsreform – auch da ist der Oberste Rechnungshof aktiv als fester Teil 

der Kommission. In den letzten zehn Jahren haben sich über 30 % der Feststellungen 

des Obersten Rechnungshofs mit dieser Fragestellung und mit Bürokratie beschäftigt. 

Das ist ein Wissensschatz für konkrete Antworten auf die Fragen, die sich in der 

Kommission stellen.

Zum Schluss möchte ich allen Kolleginnen und Kollegen aus dem Haushaltsaus-

schuss ein ganz herzliches Dankeschön sagen. Wir haben es uns und wir haben es 

uns gegenseitig nicht einfach gemacht. Der Oberste Rechnungshof hat sehr gründlich 

vorgelegt. Deshalb empfehlen wir gerne die Entlastung für die Staatsregierung und 

auch für den Obersten Rechnungshof.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Abgeordnete An-

dreas Winhart für die AfD-Fraktion. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kolle-

gen, sehr geehrte Frau Präsidentin! Wir haben wieder Hinweise vom ORH bekommen, 

das Steuergeld besser einzusetzen. Diesmal hat es sogar zwei Tage gedauert, um 

den ORH-Bericht im Ausschuss abzuarbeiten. Daran merkt man, dass sich leider 
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etwas angehäuft hat. Grundsätzlich stimmen wir der Empfehlung, den ORH zu entlas-

ten, natürlich zu. Bei der Staatsregierung sieht es leider etwas anders aus.

Wie sieht es im Konkreten aus, wenn wir über die Inhalte sprechen? – Als größten 

Punkt wollen wir die Haushaltsüberschreitungen im Bereich Asyl bzw. bei der Unter-

bringung von Asylbewerbern ansprechen. Meine Damen und Herren, an dieser Stelle 

haben wir tatsächlich einen sehr großen Block an überplanmäßigen Ausgaben. Es 

handelt sich um Ausgaben, die im Jahr 2024 im Bereich von 430 Millionen Euro lagen, 

und zwar überplanmäßig.Das heißt, wir lagen mit dem, was wir hier beschlossen 

hatten, daneben, und die Realität hat uns dann eingeholt. Sie sehen, meine Damen 

und Herren, 430 Millionen Euro sind ein ganz schöner Batzen. Das muss man ganz 

klar sagen. Man hätte hier natürlich auch anders veranschlagen können. Man hätte 

das Geld vor allem an anderer Stelle brauchen können.

Wie teilt sich das Ganze auf? Wie funktioniert das Ganze? – Natürlich haben wir 

in den Asylunterkünften in vielen Fällen hohe Kosten für Security, für Catering, für 

die ganze Einrichtung solcher Anlagen. Mir ist es einmal aufgefallen, und ich habe 

das auch einmal bei der Staatsregierung angefragt: Es ist schon sehenswert, was 

hier beispielsweise an Maschinen oder Haushaltsgeräten zur Verfügung gestellt wird, 

meistens das Neueste von der besten Sorte. Da kann man sicherlich in Zukunft ein 

paar Abstriche machen.

Wir haben zu teure Asylunterkünfte. Das ist auch ein Bereich, den meine Fraktion 

bekannterweise seit langer Zeit bemängelt. Wir haben Anmietungen für Unterkünfte, 

die deutlich über dem Preisniveau der Kommunen liegen und sich damit logischerwei-

se auch negativ auf den Wohnungsmarkt auswirken. Auch die Container, die benötigt 

werden, sind oftmals einfach viel zu teuer angemietet. Dazu kommt noch, dass oft Re-

novierungskosten übernommen werden, bevor die Asylbewerber einziehen, und dann, 

wenn die Asylbewerber wieder ausziehen. Das läppert sich einfach. Im Gegenzug 

dazu wird der Wohnungsmarkt für Normalmietende ein bisschen schwieriger.
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Dann haben wir Kapazitäten, die aufgebaut wurden. Wir sprechen nachher noch über 

Rott am Inn, wo man bis zu 500 Personen unterbringen wollte. Man hat hier jetzt 

schon reduziert. Nichtsdestoweniger sprießen die Asylbewerberheime immer noch wie 

Pilze aus dem Boden, obwohl man diese Kapazitäten gar nicht mehr braucht. Das 

neueste Beispiel ist jetzt, dass Warngau wieder aufgegeben wird, auch eine große 

Unterkunft mit 500 Personen. Wir werden sehen, wie sich das Ganze weiterentwickelt. 

Nichtsdestoweniger haben wir zahlreiche Beispiele, wo man besser hätte planen und 

auch die Ausgaben besser hätte umsetzen können.

Dann haben wir das Thema Digitalisierung der Verwaltung, meine Damen und Herren. 

Wir haben dieses Thema immer wieder hier. Auch hier sieht der ORH Einsparpotenzial 

in Milliardenhöhe, wenn wir endlich so weit wären wie andere Nationen und die Digita-

lisierung vollumfänglich funktionieren würde. Wir sind Lichtjahre davon entfernt.

Unser Haushaltsausschuss war letzte Woche in Norwegen. Wir haben uns da einiges 

angehört, wie Norwegen damit umgeht. Was wir in Oslo gesehen haben, lässt einem 

die Augen übergehen. Jeder Bürger hat eine digitale ID, mit der er sich einloggen 

kann. Er kann sämtliche Behördengänge online machen. Davon sind viele Behörden 

in Deutschland Lichtjahre entfernt. Vollkommen klar: Das Digitalisierungsministerium, 

das Ministerium für Digitales, das diese Querschnittsaufgabe übernehmen sollte, hat 

hier voll versagt. Wir sind Lichtjahre hinterher.

Machen wir weiter mit dem Bereich Förderungen, vor allem mit der Tourismusförde-

rung. Hier wurden beispielsweise 28,5 Millionen Euro bereitgestellt. 15,1 Millionen 

Euro wurden tatsächlich ausgezahlt. Aber die Abwicklung dieses Förderprogramms 

hat 6,4 Millionen Euro verschlungen. Das ist Geld, das man an anderer Stelle besser 

hätte einsetzen können, vor allem weil die Strukturen bereits vorhanden waren, meine 

Damen und Herren. Ganz ehrlich, das klingt danach, dass man nach der Landtags-

wahl 2023 vielleicht dem einen oder anderen Verband oder diesen Lobbyistenverbän-

den mit einem Förderprogramm einen Gefallen tun wollte und etwas aufgesetzt hat. 

Eine Wirkung hat es leider nicht entfaltet, wie uns auch der ORH hier bestätigt hat.
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Wir haben dann noch ein weiteres Thema: Mieten bei staatlichen Wohnungsbauge-

sellschaften. Es ist natürlich ein sehr sozialer Punkt zu sagen: Ja, wir machen einen 

Mieterhöhungsstopp. Nichtsdestoweniger betragen die Mieteinnahmen, die uns damit 

entgangen sind, 28,7 Millionen Euro. Für 28,7 Millionen Euro können Sie ungefähr 

300 neue Wohnungen errichten und 300 Familien mit einem Dach über dem Kopf 

versorgen; denn die Sozialleistung für höhere Mieten träfe ja nicht den bayerischen 

Haushalt, sondern käme vorrangig vom Bund.

Wir haben das Thema "Wirtschaftlichkeitsnachweis bei Anmietungen". Da geht es vor 

allem um die größeren Anmietungen und Fälle, in denen der Freistaat Bayern für 

über 1 Million Euro der Laufzeitmiete keine Wirtschaftlichkeitsnachweise hat, meine 

Damen und Herren. Das hat sich gehäuft. Hier geht es um 148 Millionen Euro. Man 

muss ganz ehrlich sagen: Wir sind eigentlich schon verpflichtet, dass wir auch die 

Wirtschaftlichkeit besser nachweisen. Das Vertrauen in den Staat und vor allem in die 

Verwendung der Steuermittel, die die Bürgerinnen und Bürger zahlen, muss bewahrt 

bleiben. Deswegen ist es wichtig für unseren Staat, dass wir in Bezug auf die Verwen-

dung der Steuermittel achtsam sind und die Verwendung entsprechend nachweisen.

Schauen wir uns jetzt einmal die ganze Historie an. Es geht ja nicht nur um dieses 

Jahr, sondern wir haben auch die berühmten Altfälle. Fast schon historisch – seit dem 

Haushaltsjahr 2009, also seit 17 Jahren, meine Damen und Herren, seit dem ORH-

Bericht von 2011 – ist der Fall der bayerischen Polizei auf Bundeswasserstraßen. 

Man hat es nicht geschafft, ein Abkommen mit dem Bund hinzubekommen, um diese 

Bundesaufgabe, die von der bayerischen Landespolizei erfüllt wird, entsprechend zu 

kompensieren.

Wir haben auch bereits bemängelt, dass das Gleiche bei der Bayerischen Grenzpoli-

zei der Fall ist, wo man nur dieses Memorandum of Understanding hat. Da müsste 

man aus unserer Sicht definitiv nachschärfen. Ich denke mal, wir müssen jetzt noch 

ein bisschen warten, bis die AfD im Bund und hier in Bayern regiert. Wir machen das 

dann für Sie, meine Damen und Herren.
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(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Dann haben wir weitere Altfälle aus dem Haushaltsjahr 2017, ORH-Bericht 2019, 

beispielsweise die Fortschreibung des Schienennahverkehrs usw. Das kann man sich 

einmal durchrechnen. Aus dem ORH-Bericht 2022 sind noch zwei Altfälle offen, aus 

dem ORH-Bericht 2023 vier, aus dem ORH-Bericht 2024 acht. Jetzt können Sie die 

Linie entsprechend fortsetzen. – Nein, meine Damen und Herren, das ist die gute 

Nachricht zum Schluss: Aus dem ORH-Bericht 2025 sind nur 11, nicht 16 Altfälle 

offen. Insofern ist Besserung in Sicht, und die AfD wird konstruktiv dazu beitragen.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Bernard 

Pohl für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, Herr Staatsminister, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Ich bin nicht so umfassend gebildet wie der Kollege Böltl und kann 

deswegen jetzt keinen Transfer in die Antike zu den Griechen herstellen. Ich bin nur 

einfacher Jurist, und wir Juristen denken in Begrifflichkeiten und Kategorien, also zum 

Beispiel in der Kategorie "formell und materiell". Diese Kategorie passt hier in der 

Tat; denn der Oberste Rechnungshof muss den formellen Teil des Haushaltsrechts 

überprüfen, nämlich die Frage, wie die Ministerien mit den Mitteln, die wir als Gesetz-

geber freigeben, umgehen. Der ORH hat nicht die Aufgabe zu entscheiden, ob etwas 

politisch opportun und sinnvoll ist, sondern er muss schauen, dass das, was wir uns 

als politische Agenda vorgenommen haben, tatsächlich effizient erledigt wird.

Das tut der Oberste Rechnungshof seit vielen Jahren in besonderer Qualität, Frau 

Präsidentin. Dafür darf ich Ihnen stellvertretend für Ihr gesamtes Haus namens meiner 

Fraktion ganz herzlich Danke sagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Auch der Staatsregierung darf ich danken; denn der Mitteleinsatz ist – das zeigen die 

Kritikpunkte, die hier aufgeworfen werden – tatsächlich vorbildlich. Natürlich gibt es 

immer wieder ein paar Punkte zu verbessern, ein paar Punkte aufzugreifen, und das 

muss dann auch Anlass für das betroffene Ministerium sein, Abhilfe und Besserung 

zu schaffen. Aber ich kann feststellen, dass die Wirkung des Obersten Rechnungshofs 

in allererster Linie präventiv ist. Das heißt, weil es den Obersten Rechnungshof gibt 

und weil er so professionell und genau prüft, wagt es kein Ministerium, verschwende-

risch mit Geld umzugehen.Damit erfüllt der ORH seine Aufgabe gewissermaßen im 

Wesentlichen im präventiven Bereich. Deswegen – und das nehme ich jetzt vorweg 

– wird unsere Fraktion sowohl die Staatsregierung als auch den Obersten Rechnungs-

hof entlasten, und das zu Recht.

Wir führen im Bayerischen Landtag keine Diskussionen darüber, ob Mittel aus dem 

Sondervermögen so verwendet werden, wie das im Grundgesetz festgeschrieben ist. 

Wir kommen unseren Aufgaben nach – und das ist gut so. Dennoch möchte ich an 

dieser Stelle anmerken: Das Bessere ist der Feind des Guten, wir müssen schauen, 

dass wir noch besser werden. Effektiver Mitteleinsatz bedeutet zum einen, dass wir 

unsere Vorhaben im Bereich des Bauens mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 

günstiger umsetzen. Deswegen war und ist es richtig, dass die Staatsregierung und 

auch wir im Haushaltsausschuss uns neue Richtlinien gegeben haben, wie wir kosten-

günstiger und effizienter bauen. Wir denken zum anderen aber auch darüber nach, ob 

es immer richtig ist zu bauen oder ob es nicht vielleicht besser ist, unseren Bedarf an 

Flächen auch extern zu decken – Stichwort "Mieten statt Bauen".

(Claudia Köhler (GRÜNE): Falsches Thema!)

Wir sind konstruktiv unterwegs; aber es ist auch wichtig, dass wir in dieser Zeit, in der 

die Mittel immer knapper werden, den Mitteleinsatz effektivieren. Deswegen ist es gut, 

dass wir uns, von der Staatskanzlei angeführt, über die Entbürokratisierung Gedanken 

machen. Wir haben in den vergangenen Jahren zu viel des Guten getan. Ich kann 

das zumindest für die beiden Regierungsfraktionen deutlich sagen: Wir trauen den 
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Menschen und den Kommunen mehr zu. Deswegen können und müssen wir auch 

Vorschriften einsparen bzw. reduzieren.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Ach was!)

Ich weiß, dass das nicht die Agenda von Rot-Grün ist. Frau Kollegin Köhler braucht 

dabei gar nicht abzuwinken. Ich erinnere an das Vierte Modernisierungsgesetz Bay-

ern. Frau Kollegin Köhler, das hat mich jetzt eher belustigt; Sie sollte das eher betrübt 

stimmen. Es gab 71 Änderungsvorschläge der Staatsregierung, in denen es wirklich 

nur um Berichtspflichten ging.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Das ist ein anderes Thema! Das hat nichts mit dem 

heutigen Tagesordnungspunkt zu tun!)

Allein die GRÜNEN haben 40 Änderungsanträge eingebracht, 15 waren von der SPD 

und 5 von der AfD. Lediglich 11 der 71 Änderungsvorschläge haben Sie gnädig durch-

gewunken, weil das nicht Ihre Klientel betroffen hat.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Das ist das völlig falsche Thema!)

Ich glaube, wenn wir so arbeiten, dann werden wir unserer Aufgabe, diesen Staat 

modern und zukunftsfähig zu gestalten, nicht gerecht. Aber es ist ja auch richtig so: 

Wir regieren, während Sie in der Opposition sind. Der Wähler hat uns die Rollen ganz 

richtig und klug zugeteilt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Effektivierung bzw. besser zu werden, heißt natürlich auch eine stärkere Konzentration 

auf das Wesentliche. Das ist immer die Herausforderung, wenn man aus einer Zeit 

kommt, in der die Zuwächse bei den Einnahmen so hoch waren, dass man sehr viele 

Wünsche befriedigen konnte, und dann in eine Phase einbiegt, in der es enger wird. 

Dann wird es in der Regel schwierig. Diese Transformationsprozesse gibt es auch in 

der Politik. Wir stehen jetzt an einem solchen Punkt. Es wird nicht mehr so sein, dass 
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man sagt: A und B wollen etwas, also kriegen beide etwas. Vielmehr wird man sich 

zugunsten von A oder B entscheiden müssen: Wollen wir etwas für A? Wollen wir 

etwas für B? Wir werden Diskussionen führen müssen. Diese Diskussionen führen wir 

natürlich leichter, wenn wir mit den vorhandenen Mitteln effizient und effektiv umgehen 

und wir nur wenige Fälle haben, in denen Geld überflüssig oder unnütz ausgegeben 

wird. Deswegen muss man die Quote immer auch monetär anschauen. Das ist die 

Quote der Dinge, die nicht optimal gelaufen sind. Wenn man die Beträge zusammen-

rechnet, dann betrifft das einen Promillebereich des Gesamthaushalts. Auch das sollte 

man abstellen, aber man sieht doch, dass wir professionell und sehr gut unterwegs 

sind.

Abschließend möchte ich mich auch bei den Kolleginnen und Kollegen im Haushalts-

ausschuss bedanken, auch wenn sich die Kollegin Köhler jetzt ob des Lobes, das sie 

bekommen hat, bekreuzigt.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Nein, Sie sollten zum Ende kommen!)

Also bekreuzigen braucht man sich im Plenarsaal, glaube ich, nicht, wenn man gelobt 

wird. Ich sage es aber deutlich: Die Arbeit war konstruktiv. Wir haben gemeinsam 

gute Lösungen gefunden. Auch wenn wir nicht immer den Vorgaben des Obersten 

Rechnungshofes gefolgt sind, haben wir doch in den allermeisten Fällen das geteilt, 

was er grundsätzlich angemerkt hat. Ich glaube, es ist ein gutes Zeichen, wenn die 

Parlamentarier im Haushaltsausschuss den Geist dessen, was Sie vom ORH uns hier 

mitgeben, verinnerlichen und die Staatsregierung mitzieht. Es besteht auch für das 

Jahr 2024 ein guter Gleichklang zwischen Parlament, Staatsregierung und Oberstem 

Rechnungshof. Deswegen lautet unsere Empfehlung, sowohl die Staatsregierung als 

auch den Obersten Rechnungshof zu entlasten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Als nächste Rednerin rufe ich die Kollegin 

Claudia Köhler für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.

Claudia Köhler (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wenn es unangenehm wird, dann redet man einfach über etwas ganz anderes, 

oder wie? Ich werde Ihnen trotzdem ein paar Zahlen sagen, weil diese um diese 

Uhrzeit zu diesem Punkt der Debatte schon längst hätten genannt werden sollen.

Die Steuereinnahmen haben 2024 im Ist um 1,05 Milliarden Euro über dem Soll 

gelegen, und die Haushaltsrücklage lag Ende 2024 bei 10,354 Milliarden Euro.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das ist doch ein Erfolg, oder nicht?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf daran erinnern, dass wir fast zwei Jahre 

lang auf diese hohe Rücklage in Höhe von über 10 Milliarden Euro hingewiesen 

und gefordert hatten, den Kommunen schnell zu helfen. Sie haben die Kommunen 

trotzdem fast zwei Jahre lang hängen und zappeln lassen, bevor Sie endlich unsere 

Forderung nach einer Kommunalmilliarde mit 846 Millionen Euro umgesetzt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Bis auf die Schulden der Landesbank und die Corona-Schulden finden sich auch in 

der Jahresrechnung 2024 wieder keine Schuldentilgungen, obwohl das eigentlich als 

Ersatz für die Zuführungen an den Versorgungsfonds ausgemacht und angekündigt 

war. Die Schuldentilgungen sind dann aber sogar rückwirkend ab dem Jahr 2019 

eingestellt worden. Das Geld fehlt jetzt nicht nur dort, sondern auch im Pensionsfonds, 

wo wir ja steigende Versorgungsausgaben haben und das Geld dringend brauchen.

Auch die Corona-Schulden sind nicht so bedient worden, wie es ursprünglich ausge-

macht war: 500 Millionen Euro sollten pro Jahr gezahlt werden, damit sie in 20 Jahren 

vollständig getilgt sind. 2024 wurden zwar 200 Millionen Euro zurückgezahlt. Das ist 
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ein bisschen mehr als geplant; mit einer jährlichen Zahlung von 200 Millionen Euro 

dauert die komplette Tilgung dann aber 50 Jahre.

Wir alle sehen, wie die Krisen unser Wirtschafts- und unser Steuerwachstum brem-

sen: der Angriffskrieg gegen die Ukraine, der Krieg im Nahen Osten, die unplanbare 

Handelspolitik der USA, die Versäumnisse in der Energiepolitik und eine veraltete 

Infrastruktur.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Und die Ampel-Regierung!)

Das zeigt uns doch – und das hat ja inzwischen auch der Bundeskanzler verstanden 

–, dass das alte Konzept der Schuldenbremse nicht trägt; denn wir haben es hier nicht 

mit den üblichen konjunkturellen Schwankungen zu tun. Trotzdem legt diese Staatsre-

gierung keinen Plan vor. Eine Reform der Schuldenbremse und Steuerreformen wären 

dringend notwendig. Denn das aktuelle Sondervermögen des Bundes, eine halbe Billi-

on Euro – vorher nie dagewesen –, deckt die aktuellen Finanzierungsprobleme bloß 

zu. Dieses Sondervermögen kann aber noch nicht einmal seine volle Wirkung entfal-

ten, wenn es für Projekte eingesetzt wird, die längst schon auf dem Zettel gestanden 

haben – für Investitionen in Hochschulen, Investitionen in Hochschulsanierungen, die 

schon längst im Plan waren, für lange beschlossene Bauvorhaben, Straßen –, und es 

dafür dann Kürzungen im normalen Etat gibt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neue Projekte sollten die Konjunktur ankurbeln. Das 

war das Versprechen, und für Bayern ist diese Staatsregierung hier dafür in der Ver-

antwortung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die angekündigte Steuerreform im Bund ist bis jetzt nicht mehr als eine Tarifanpas-

sung. Eine dringend notwendige Entlastung kleiner und mittlerer Einkommen leistet sie 

angesichts steigender Sozialabgaben nicht. Aber für eine wirksame Kontrolle, leider 
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erst im Nachhinein, und für Transparenz gibt es den ORH-Bericht. Ich greife die drei 

größten Verbesserungspotenziale auf:

Personalpolitik. Der planlose Aufwuchs vorher, in den letzten Jahren, und der pau-

schale Abbau nachher, diese 10.000 Stellen, quer überall drüber, sind zwei Seiten 

derselben Fehlsteuerung. Damit ist kein Staat zu machen. Die staatlichen Stellen sind 

in den letzten zwölf Jahren auf rund 330.000 gestiegen. Jetzt mit dem Rasenmäher 

wieder einzusparen, ohne vorherige Aufgabenkritik und Priorisierung, das wird nicht 

gelingen. Bayern braucht eine ehrliche Bestandsaufnahme: Wo brauchen wir mehr 

Personal? – Zum Beispiel an den Schulen. Wo kann effizienter gearbeitet werden?

Die milliardenschweren Ausgabereste sind ein Evergreen dieser Söder-Regierung. Es 

ist schon klar, dass es immer Ausgabereste braucht und geben wird, weil ja nicht alle 

Projekte und Finanzierungen schlagartig Ende Dezember abgeschlossen sind. Aber 

das hier geht seit Jahren über das normale Maß hinaus. Es sind über 10 Milliarden 

Euro bei 80 Milliarden Euro Haushaltsumfang. Das kommt vom großspurigen Ankün-

digen riesiger Summen durch die Staatsregierung. Aber, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, lieber Herr Minister, dann muss man das auch umsetzen; denn sonst bringen die 

hohen Summen nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Von den 10 Milliarden Euro sind mehr als 4 Milliarden Euro Reste aus Investitions-

förderungen. Gerade Investitionen, die wir so dringend brauchen! Der größte Anteil 

der Ausgabereste ist wieder beim Wirtschaftsministerium zu finden. Eigentlich ist es 

logisch, denn im Wirtschaftsministerium hat man immer noch keinen Überblick über 

die mindestens 400 Förderprogramme, keinen Überblick, wie sie abgerufen werden, 

und damit auch keinen Überblick über die Wirksamkeit; und digital sowieso nicht. Das 

probiert man hier vergeblich seit 1998.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Bei der Nicht-Digitalisierung ist der Wirtschaftsminister aber nicht alleine. Die Staatsre-

gierung hat 2020 herausposaunt, bis 2025 vollständig zu digitalisieren. Das Ziel wurde 

nicht erreicht. Und – halten Sie sich fest – diese Regierung ist sich noch nicht einmal 

untereinander einig, was man unter Volldigitalisierung überhaupt versteht. – Das ist 

alles in den Stellungnahmen zum ORH-Bericht nachzulesen.

Das Digitalministerium will Koordinierungs- und Steuerungsstelle sein, hat aber keiner-

lei Überblick über den aktuellen Stand in den Ministerien und sieht die Verantwortung 

dann doch wieder bei den anderen. Peinlich! Es ist leider niemand da, aber ich habe 

in unzähligen Haushaltsberatungen immer das Plädoyer gehalten, dem Digitalministe-

rium endlich mehr Geld und mehr Kompetenz zu geben. Sonst kann es nicht wirken. 

Aber so wie es ausschaut, nach dem Bericht und dieser Stellungnahme, ist auch 

dieses wenige Geld umsonst ausgegeben. Das Personalsoll hat sich in den letzten 

sechs Jahren verdreifacht, und es geht einfach nichts vorwärts.

Ich sage voraus: Solange die Zuständigkeit und die Ämter für Digitalisierung im Fi-

nanzministerium bleiben, wird sich an dieser Wirkungslosigkeit auch nichts ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In über der Hälfte der Feststellungen im aktuellen Jahresbericht geht es um unnötige 

Kosten wegen mangelnder Digitalisierung:

17.000 an sich online gestellte Anträge zum Krippengeld werden ausgedruckt.

Digitalisierte, automatisierte Geschäftsprozesse: Fehlanzeige.

E-Rechnungen: Der Anteil liegt unter 3 %, obwohl es pro Rechnung bis zu acht Euro 

Ersparnis bringen könnte; insgesamt ist es ein Potenzial von dreieinhalb Millionen 

Euro.
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Service-Verbesserungen für die Bürger und Bürgerinnen hinten gelassen. Bürokratie 

für die Unternehmen verursacht. Viel Personal mit Scannen beschäftigt, und Einspar-

potenzial in Milliardenhöhe verschenkt.

Was echt schade ist: Normalerweise greifen wir die konstruktiven Vorschläge des 

ORH relativ einstimmig auf und lassen uns dann über die Umsetzung wieder berich-

ten. Heuer nicht. Ganz oft forderten CSU und FREIE WÄHLER nur Kenntnisnahme. 

Passt schon. Warum denn?

Dem ORH selbst danken wir. Sehr geehrte Frau Präsidentin, Ihrem ganzen Haus herz-

lichen Dank! Sie schaffen Transparenz, und sie liefern Verbesserungsvorschläge. Na-

türlich Entlastung für den ORH, aber keine Entlastung für diese Staatsregierung, die 

den dramatischen Herausforderungen noch immer nicht mit gebotener Verantwortung 

begegnet. Diese Staatsregierung scheitert an zentralen Aufgaben der Landespolitik, 

die in ihrer Verantwortung lägen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch der Abgeordneten Petra Högl (CSU) und 

Tanja Schorer-Dremel (CSU))

Die Milliarden an Steuergeldern, die diese Staatsregierung Jahr für Jahr aufruft, –

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin!

Claudia Köhler (GRÜNE): – müssen endlich zu Verbesserungen bei den Bürgern und 

Bürgerinnen führen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe der Abgeordneten Petra Högl (CSU) und Tanja 

Schorer-Dremel (CSU))

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist Kollege Harry Scheuenstuhl 

für die SPD-Fraktion.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr Minis-

ter, Herr Staatssekretär! Zunächst möchte ich mich im Namen der SPD-Landtagsfrak-
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tion sehr herzlich bei der Präsidentin des Obersten Rechnungshofes, Frau Heidrun 

Piwernetz, bedanken sowie bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das ist eine 

sehr gute Arbeit, die Sie da abgeliefert haben. Sie sind unabhängig, sorgfältig und vor 

allem eines: unbequem. Das freut uns als Opposition natürlich, dass Sie hier Ihren 

Auftrag wahrnehmen und den Finger in die Wunde legen, aber auch loben. Auch das 

gehört dazu. Wenn Alternativen aufgezeigt werden, freuen wir uns noch viel mehr.

Der Freistaat Bayern steht finanziell nach wie vor auf einem soliden Fundament. 

Die Steuereinnahmen sind im Jahr 2024 erneut auf 57,3 Milliarden Euro gestiegen. 

Die bereinigten Einnahmen beliefen sich auf 74,2 Milliarden Euro. Die Haushaltssiche-

rungsrücklage wuchs auf 10,4 Milliarden Euro an, und der haushaltsmäßige Schulden-

stand konnte sogar leicht reduziert werden. Eine Nettoneuverschuldung war erneut 

nicht erforderlich.

Diese Zahlen zeigen: Bayern verfügt über die finanziellen Möglichkeiten, seine Zukunft 

aktiv zu gestalten, und genau deshalb wiegen die Feststellungen des ORH umso 

schwerer. Denn während Bayern steigende Steuereinnahmen verzeichnet und Rückla-

gen bildet, kämpfen Kommunen vielerorts um ihr finanzielles Überleben. Das Gerücht 

von nicht genehmigten Haushalten geht um. Ich habe für heute eine Anfrage zum 

Plenum gestellt. Der Widerspruch könnte kaum größer sein: Ein finanziell starker 

Freistaat trifft auf finanziell ausgehungerte Kommunen. Umso wichtiger ist deshalb die 

Frage, wie mit den vorhandenen Steuermitteln umgegangen wird.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU))

Genau hier liefert der ORH im diesjährigen Jahresbericht wieder unbequeme Wahr-

heiten. Ein Beispiel, das uns bereits im vergangenen Jahr beschäftigt hat, ist die 

Bayerische Grenzpolizei. Der ORH hat schon 2024 deutlich kritisiert, dass der Frei-

staat Aufgaben übernimmt, für die eigentlich der Bund zuständig ist, und die Kosten 

hierfür bis heute nicht konsequent geltend macht. Inzwischen geht es um mehr als 
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100 Millionen Euro, die Bayern einfach vorstreckt. Die Kassen sind ja voll, das können 

wir uns leisten.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU))

Die anderen schauen, wo sie bleiben. Bleibt die Staatsregierung untätig, kommen wei-

tere rund 33 Millionen Euro jährlich hinzu. Auch bei der Wasserschutzpolizei werden 

Leistungen erbracht, ohne dass sie gegenüber dem Bund spitz abgerechnet werden.

Ich frage mich schon: Wie passt das zusammen? – Auf der einen Seite predigt die 

Staatsregierung Haushaltsdisziplin, spart beim Familien- und Krippengeld, verweist 

auf leere Kassen und fordert von den Kommunen größte Sparsamkeit. Auf der ande-

ren Seite wird auf Geld verzichtet, das dem Freistaat Bayern zusteht, bloß weil man zu 

bequem ist, eine Rechnung zu schreiben. So geht es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Weil wir gerade beim Innenministerium sind: Dieser ORH-Bericht liefert noch ein klei-

nes Schmankerl. Dieses zu referieren, gehört einfach dazu bei einer solchen Rede. 

Wir haben Überwurfjacken gekauft.

(Zuruf des Abgeordneten Felix Freiherr von Zobel (FREIE WÄHLER))

Zwischen 2021 und 2024 wurden mehr als 66.000 Erkennbarkeitswesten für die 

Polizei beschafft. Nach Auffassung des ORH war die Beschaffung deutlich zu groß 

bemessen. Allein hier hätte über 1 Million Euro eingespart werden können.

(Anna Rasehorn (SPD): Hört, hört!)

Besonders bemerkenswert ist der Lagerbestand. Im Sommer 2024 waren noch 13.000 

dieser Westen auf Lager. Davon entfielen 10.000 Stück auf die Größen S und M – also 

auf meine Größe.
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(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD) – Gegenruf des Abgeordneten 

Felix Locke (FREIE WÄHLER))

Ich weiß nicht, welches Bild man im Innenministerium von unseren Polizeibeamtinnen 

und Polizeibeamten hat, aber für viele gestandene Kolleginnen und Kollegen dürfte 

diese Größe eher selten die erste Wahl sein. Der ORH bringt es auf den Punkt: Eine 

realistische Bedarfsanalyse wäre notwendig gewesen.

Wertes Hohes Haus, die Staatsregierung hat 2020 vollmundig angekündigt, die ge-

samte Staatsverwaltung bis 2025 vollständig zu digitalisieren. Der ORH hat sich ange-

sehen, was daraus geworden ist: Der Freistaat hat sein eigenes Ziel wieder einmal 

verfehlt. 10 von 13 Ressorts selbst halten den Termin für unrealistisch. Es gab nicht 

einmal eine verbindliche Definition, was unter einer Volldigitalisierung überhaupt zu 

verstehen ist. Die vom Ministerrat beschlossene zentrale Koordinierungsstelle wurde 

nie eingerichtet. Das Digitalministerium wusste nach eigenen Aussagen nicht einmal, 

wie weit die einzelnen Ressorts tatsächlich sind.

(Felix Freiherr von Zobel (FREIE WÄHLER): Das stimmt nicht!)

Dieses Muster kennen wir leider inzwischen. Es wurde versprochen, Bayern bis 2023 

vollständig barrierefrei zu machen. Außerdem wurde das Klimaschutzziel auf 2040 

festgelegt. Das sind alles große Visionen, aber letztendlich steckt wenig bis nichts 

dahinter.

Das Geld liegt eigentlich auf der Straße. Wir brauchen es nur abzuholen, machen es 

jedoch nicht. Bei der Volldigitalisierung wären laut ORH übrigens Milliarden einzuspa-

ren, die wir dringend woanders brauchen würden.

(Anna Rasehorn (SPD): Hört, hört!)

Der Offenbarungseid folgt dann mit dem Bericht zum Thema Förderprogramme. Alles, 

was ich hier sage, steht im ORH-Bericht. Die Präsidentin des ORH sagt klipp und 

klar: Förderprogramme gehen am Bedarf vorbei, sind zu kleinteilig, nicht aufeinander 

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 20



abgestimmt und verursachen einen unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- und Perso-

nalaufwand.

(Anna Rasehorn (SPD): Hört, hört!)

Dann folgt der Satz, der eigentlich alles sagt: "Der Freistaat selbst hat keinen vollstän-

digen Überblick über seine Förderprogramme." Dem ORH sind inzwischen mehr als 

400 staatliche Förderprogramme bekannt. Es könnten auch mehr sein oder weniger.

(Zuruf des Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU))

Wir Abgeordnete können den Kommunalpolitikern vor Ort nicht mehr erklären, welche 

Programme wann einschlägig sind und an wen sie sich bittend wenden müssen. Es 

ist zu vermuten, dass für unseren Ministerpräsidenten, wie er schon bei der Wahl 

angedeutet hat, Parteizugehörigkeit wichtiger ist als kommunale Selbstverwaltung. Die 

Kommunen werden am Nasenring durch den Förderdschungel geführt. So darf es 

nicht weitergehen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Viele Bürgermeisterinnen und Bürgermeister haben längst den Eindruck, dass es nicht 

mehr darauf ankommt, die beste Idee zu haben, sondern darauf, den richtigen An-

sprechpartner zu kennen.

(Zuruf des Abgeordneten Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU))

Manche fragen sich sogar, bei welchem Abgeordneten sie demnächst einen Bückling 

machen müssen, lieber bei den FREIEN WÄHLERN oder bei der CSU. Was ist bes-

ser? – Das müsst ihr beantworten; das kann ich nicht sagen.

(Zuruf von der CSU)

– Die Bundesregierung wird nicht vom Bayerischen ORH geprüft. Was soll das? – So 

ein Quatsch, diese Zwischenbemerkung.
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(Zuruf von der CSU)

Lesen Sie sich den Bericht doch erst einmal durch, bevor Sie einen solchen Zwischen-

ruf machen.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Entspannen Sie sich einmal! – Zurufe von der 

SPD)

Bürokratieabbau wäre wichtig für uns.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich bin jetzt fertig. Es ist alles gesagt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Gott sei 

Dank ist es vorbei!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist Herr Kollege Michael 

Hofmann für die CSU-Fraktion.

Michael Hofmann (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte Frau Präsi-

dentin, sehr geehrter Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man dem 

Beitrag des Kollegen Scheuenstuhl zugehört hat, muss man denken: Verflixt und 

zugenäht, im Freistaat Bayern schaut es echt übel aus.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Ja, schaut es auch!)

Das Problem ist nur: So ist es gar nicht.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Richtig!)

Was Herr Kollege Scheuenstuhl hier gerade aufgeführt hat, war einfach nur eine 

schöne Show.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Harry Scheuenstuhl (SPD))
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Er hat es noch einmal ausdrücklich gezeigt, indem er zum Schluss lächelnd am Red-

nerpult stand, wohl wissend, dass seine Wortwahl die Gemüter erhitzt und viele zum 

Ausflippen gebracht hat. Aber am Ende des Tages ging es ihm nicht um die Sache, 

sondern einfach nur darum, eine billige Show abzuziehen.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

Herr Kollege Scheuenstuhl, wir sind hier kein Kabarett. Wir sind ein ernst zu nehmen-

des Parlament.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Harry Scheuenstuhl (SPD))

Sie tun der Demokratie dadurch keinen Gefallen.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

– Auch mit Ihrem ständigen Zwischengeschrei tun Sie dem Parlament keinen Gefal-

len. Drücken Sie auf den entsprechenden Knopf, dann können Sie mir eine Frage 

stellen.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Es steht mir zu dazwischenzurufen! – Tanja Schorer-

Dremel (CSU): Aber kein Dauergeschrei!)

Immer wieder schreien Sie dazwischen, ohne zuzuhören.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Sie sitzen doch auch immer da vorne und schreien die 

ganze Zeit dazwischen! – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Herr Kollege Scheuenstuhl, Sie haben jetzt die Möglichkeit zuzuhören, nachdem Sie 

Ihren Emotionen freien Lauf gelassen haben.

Ich stelle fest, wir reden hier über das Jahr 2024. Die Hälfte der Beiträge, die die 

Opposition vorgebracht hat, betrafen den Ist-Zustand in den Jahren 2025 und 2026. 

Im Nachhinein über bestimmte Sachen zu schwadronieren, über die man vorher nicht 
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gesprochen hat, ist leicht, aber nicht der Sinn und Zweck der Sache. Wir reden über 

den Abschluss des Haushalts 2024. Der Oberste Rechnungshof hat dem Freistaat 

Bayern eine ordnungsgemäße Haushalts- und Wirtschaftsführung bescheinigt.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Als ob das nicht schon genügen würde, ist der Freistaat Bayern nach wie vor das 

Bundesland, das von den Ratingagenturen mit der Bestnote AAA bewertet wird, wenn 

es um die wirtschaftliche und finanzielle Lage geht. Auch davon können sich andere 

eine Scheibe abschneiden, insbesondere jene Bundesländer, in denen die Parteien 

der Kollegen regieren, die hier gerade so lautstark den Mund aufgemacht haben. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie es so viel besser können und so 

viel bessere Ideen haben, frage ich mich, warum es in 15 von 16 Bundesländern 

schlechter aussieht als im Freistaat Bayern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Harry Scheuenstuhl (SPD))

Es ist schon lächerlich, wenn Sie dann auch noch Punkte ansprechen, wie zum 

Beispiel die Frage, inwieweit die Staatsregierung Rücklagen bilde. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, versetzen Sie sich in das Jahr 2024, unmittelbar nach den schwersten 

Auswirkungen der Corona-Krise, zurück. Kein Mensch hat damals gewusst, wie sich 

die Wirtschaft entwickelt. Ich sage Ihnen an dieser Stelle klipp und klar: Mir ist ein 

Finanzminister, der auf kommende Situationen vorbereitet sein will und eine Rücklage 

bildet, die dann vielleicht nicht gebraucht wird, lieber als jemand, der das Geld mit 

beiden Händen ausgibt und dann mit leeren Taschen dasteht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dass das die Opposition kritisiert, wundert mich nicht; denn in den Bundesländern, in 

denen Sie das Sagen haben, läuft das in der Regel so.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))
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Wir nehmen diese Kritik, ich will nicht sagen stoisch, denn das passt nicht zu meinem 

Naturell,

(Heiterkeit bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

aber doch eher entspannt entgegen, weil sie keine Substanz hat.

Noch etwas hat keine Substanz: Liebe Frau Kollegin Köhler, wenn Sie sich hierhinstel-

len und sagen, dass wir in den meisten Fällen keine Einigung erzielt hätten, weil wir 

der Empfehlung des ORH nicht gefolgt seien, dann ist das schlicht und ergreifend 

nicht wahr. Es gab 38 Einzelberatungsfälle, von denen wir sechs zur Kenntnis genom-

men haben, und zwar aus dem gewichtigen Grund, weil wir strikt darauf achten, ob 

eine Weiterentwicklung dem Freistaat Bayern und den Steuerzahlern am Ende weiter-

hilft oder nicht.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Leider Gottes liegen uns hier Berichte über vergangene Förderprogramme vor, die 

längst nicht mehr existieren. Es ist völlig unklar, ob solche Programme je wieder 

aufgelegt werden – und trotzdem will man noch einmal einen Bericht.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in der heutigen Aktuellen Stunde über 

das Thema Bürokratieabbau diskutiert.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Ach kommen Sie!)

Die Frage, inwieweit wir beim Bürokratieabbau weiterkommen, müssen wir in den 

Verwaltungen diskutieren. Wir brauchen einen Mentalitätswechsel.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Richtig!)

Liebe Frau Präsidentin des ORH, das Folgende ist kein Vorwurf, sondern gereicht 

dem ORH zur Ehre:Die Tatsache, dass unsere Beamtinnen und Beamten den ORH so 

ernst nehmen, dass sie sich eher drei- und viermal überlegen, was sie mit dem Geld 
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machen und wie sie es ausgeben, führt leider Gottes auch dazu, dass wir in vielen 

Fällen nicht die PS auf die Straße bekommen, die wir gerne hätten.

In diesem Zusammenhang müssen wir auch einen Mentalitätswechsel in diesem Par-

lament vollziehen, wenn der ORH bestimmte Kritikpunkte anspricht. Wir sagen nicht, 

dass der ORH falschliegt, sondern wir sind nur bei der Schlussfolgerung unterschiedli-

cher Meinung. Es geht nämlich nicht um die Frage, ob wir mit endlosen Berichten eine 

Situation verbessern, sondern wir wollen, dass die Menschen für uns die Verwaltung 

erledigen.

Der Staatsminister hat es vorhin gesagt: Wir haben 200.000 Bedienstete, die im öf-

fentlichen Dienst im Freistaat Bayern stehen. Dass da mitunter Schwierigkeiten entste-

hen oder falsche Entscheidungen getroffen werden, braucht einen nicht zu wundern. 

Das ist nicht immer automatisch ein Problem des Ministers oder der Staatsregierung, 

sondern es sind manchmal einfach Fehler in dem, wie verwaltet wird.

Wenn ich beispielsweise die Straßenbauverwaltung anschaue, kann ich feststellen, 

dass bestimmte Prüfverfahren nicht durchgeführt wurden.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Genau!)

Das hängt aber oft genug an den Einzelfällen, die die Personen direkt vor Ort ent-

scheiden. Wollen wir deswegen den Stab über ihnen brechen? Sie hatten die Möglich-

keit, die einzelnen Maßnahmen zu treffen, die einzelnen Kontrollen durchzuführen. Sie 

wurden angewiesen, sie wurden geschult. Dennoch hat es nicht funktioniert. Deswe-

gen brechen wir nicht den Stab, sondern wir sagen: Wir wollen, dass ihr es in Zukunft 

besser macht.

Nur Endlosberichte werden uns nicht weiterbringen. Bei 32 Tätigkeitspunkten haben 

wir gesagt: Jawohl, das wollen wir in Zukunft berichtet haben. Bei sechs Tätigkeits-

punkten haben wir gesagt: Da sind wir nicht der Meinung. Liebe Frau Präsidentin, ich 

glaube, das ist eine ordentliche Quote.
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Wir bedanken uns noch einmal herzlich für Ihre Arbeit. Leiten Sie das bitte auch 

an Ihr Team weiter. Wir danken auch der Staatsregierung, die heute zu Recht eine 

Entlastung erhält, ebenso wie der ORH. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die Staatsregierung hat sich Herr Staatsminis-

ter Albert Füracker zu Wort gemeldet. Herr Staatsminister, bitte schön.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Herr Präsident, Kolleginnen 

und Kollegen! Natürlich sollte man bei dem Rechnungshofbericht über 2024 vorrangig 

auch über 2024 sprechen. Dennoch ist es so, dass logischerweise viele aktuelle 

Entwicklungen das Ganze auch überlagern. Wir sind jetzt zwei Jahre über 2024 hin-

aus, aber eines hat sich seither leider nicht geändert: Man kann Haushalte nicht so 

kalkulieren, wie man sich das als Minister oder als Staatsregierung vorstellt, weil man 

nicht weiß, was in einem halben Jahr oder in einem Jahr ist.

Die Zeit ist nicht sicherer geworden, und die Menschen sagen zu mir: Wir brauchen 

Planungssicherheit. Ich antworte dann manchmal: Das bräuchte ich auch. Denn es ist 

tatsächlich so, und das sage ich allen, egal, wer diese Haushalte plant und wer das 

macht: Wenn mir heute einer sagen kann, dass er genau weiß, was in einem halben 

Jahr ist, dann wäre es vielleicht tatsächlich besser, er würde den Finanzminister ma-

chen und nicht ich.

Ich bin in den letzten Jahren von Krise zu Krise geeilt, und als eigentlich jemand, 

der nie Selbstzufriedenheit ausstrahlen will und nicht gleich glaubt, dass alles richtig 

ist, muss ich feststellen: Im Verhältnis dazu, was wir an Unsicherheit auf der ganzen 

Welt und auch bei uns in Deutschland hatten – mangelndes Wirtschaftswachstum, 

fehlende Entwicklungen in wirtschaftlicher Hinsicht – haben wir das in den letzten 

Jahren ganz ordentlich hinbekommen. Das bescheinigt uns auch für 2024 der Oberste 

Rechnungshof.
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Frau Präsidentin, ich danke für die Bestätigung, dass wir bei uns eine geordnete 

Haushaltsführung haben und wir unserer Aufgabe gerecht werden. Dass es zudem 

eine fundierte Feststellung, eine konstruktive Kritik gibt, betrachte ich jedoch nicht als 

Majestätsbeleidigung. Denn es ist die Arbeit des Obersten Rechnungshofs, im Auftrag 

des Bayerischen Landtags zu schauen, ob die Staatsregierung das, was im Landtag 

beschlossen wird, auch so umsetzt, wie es gedacht war.

Natürlich kann man – ich glaube, Bernhard Pohl hat es bereits gesagt – Politikkritik 

formulieren. Für mich ist aber entscheidend, ob ich das, wozu mich der Landtag er-

mächtigt hat, als Staatsregierung ordentlich gemacht habe oder nicht. Wenn allerdings 

die politischen Entscheidungen nicht passen, dann muss ich auch ganz offen sagen, 

dass ich jetzt, zwei Jahre später, nicht in der Lage bin, wieder das zu diskutieren, was 

wir damals im Landtag beschlossen haben.

Alles, was hier beschlossen wurde, wurde in der Staatsregierung korrekt umgesetzt. 

Wir haben weder Geld verschwendet noch irgendetwas unkorrekt gemacht noch eine 

Haushaltsführung an den Tag gelegt, die den Freistaat Bayern oder die Menschen 

im Freistaat Bayern benachteiligt. Deswegen sage ich ganz ehrlich: Ich danke allen, 

die guten Willens sind und die das unterstützen, was wir auch in der Umsetzung tun. 

Außerdem danke ich dem Obersten Rechnungshof für die ordentliche Zusammenar-

beit und für die konstruktive Kritik. Ich nehme das gerne an.

Ich will auch in Zukunft einen Haushalt führen in Ihrem Auftrag, im Auftrag der Men-

schen in Bayern, der sich von anderen in der Republik abhebt, und das tut er, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, sogar signifikant.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich war schon fast geneigt, mich darüber zu amüsieren, dass zum Beispiel vonseiten 

der Opposition vorgeworfen wurde, wir würden Aufgaben des Bundes übernehmen, 

für die wir eigentlich gar nicht zahlen müssten. Wenn ich jedoch sage, das müsste der 

Bund zahlen, dann ist meistens der Vorwurf: Das ist wieder typisch Freistaat Bayern. 
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Da verweisen sie wieder auf den Bund. Nur, meine Damen und Herren, wir überneh-

men noch viel mehr Aufgaben, für die wir gar nicht zuständig sind. Wir bezahlen zum 

Beispiel die kostenlose U-Bahn in Berlin. Wir zahlen den kostenlosen Kindergarten in 

Berlin.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Sehr richtig!)

Wir zahlen in diesem Jahr, und das war auch 2024 so, einen zweistelligen Milliarden-

betrag an andere Bundesländer.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, wenn ich dann über den Finanzkraftausgleich spreche, 

heißt es wieder: Ja, das ist eben die Gerechtigkeit auf der Welt.

Wir haben unseren Haushalt ohne Schulden. Wir zahlen den Finanzkraftausgleich für 

andere Bundesländer.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Außerdem zahlen wir zum Beispiel in diesem Jahr – 2024 war es noch nicht so viel, 

aber fast so viel – über 30 % unseres Haushalts direkt auf unterschiedlichen Wegen 

an die Kommunen.

Ich muss mich immer wieder wundern, wenn man hier über die Finanzausstattung 

der bayerischen Kommunen spricht. Man kann immer beklagen, dass es zu wenig 

ist; das ist das Monosynaptischste, was man überhaupt tun kann. Es ist zu wenig: 

Ja selbstverständlich. Das weiß ich auch. Ich stelle fest, die bayerischen Kommunen 

hatten in den letzten Jahren Investitionsquoten von 22 %, 23 %, und sie haben sie 

voraussichtlich in diesem Jahr wieder.

Der Bundesdurchschnitt in Westdeutschland 2025 war eine Investitionsquote von 

15,3 %. Nordrhein-Westfalen hatte eine Investitionsquote von 12,7 %. Ich habe es 

in dem Zusammenhang schon oft erklärt: Hätten die bayerischen Kommunen auch nur 
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eine Investitionsquote von 12,7 % wie die nordrhein-westfälischen Kommunen, dann 

hätten die bayerischen Kommunen keinen negativen Finanzierungssaldo, sondern 

einen positiven. Man muss sich so etwas einmal vorstellen.

In dieser Situation müssen wir uns ständig anhören, wir würden gleichsam den baye-

rischen Kommunen einen schrecklichen Schaden zufügen. Wir tun jedoch alles, was 

wir können. In der Fraktion der CSU und in der Fraktion der FREIEN WÄHLER ist 

kaum jemand, der nicht Kommunalpolitiker ist, und das meistens schon länger, als 

manche vermuten möchten. Sogar der Finanzminister ist seit 36 Jahren Kommunalpo-

litiker. Ein bisschen kennen wir uns da schon aus.

In diesem Jahr sind es sogar rund 33 % unseres Haushalts, die wir für die Kommunen 

eingeplant haben, und ich stelle fest: Auch wenn Bayern kein Schlaraffenland ist – 

das ist mir bekannt –, ist kein anderes Bundesland so kommunalfreundlich wie der 

Freistaat Bayern, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Natürlich haben wir immer wieder die gleiche Diskussion. Immer, wenn wir einen 

Haushalt aufstellen, wird mir vorgeworfen, wir würden aus der Rücklage Geld verpla-

nen. Das ist ja geradezu skandalös. Selbst der Oberste Rechnungshof weist immer 

zart darauf hin, man solle Haushalte nicht mit Rücklagenentnahmen planen.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Das stimmt doch überhaupt nicht! – Tanja Schorer-

Dremel (CSU): Na ja!)

Das muss ich akzeptieren.

(Zuruf)

Mein Gott, was haben wir hier schon diskutiert, dass wir die Rücklage plündern wür-

den.

(Zuruf)
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– Ich habe doch nicht gesagt, dass Sie das gesagt hätten. Warum fühlen Sie sich 

eigentlich angesprochen?

(Zuruf der Abgeordneten Claudia Köhler (GRÜNE))

– Frau Köhler fühlt sich angesprochen. Das könnte ein Indiz sein, meine Damen und 

Herren.

Immer, wenn wir über den Haushaltsvollzug reden, muss ich mich rechtfertigen, dass 

die Rücklage zu hoch ist. Manchmal weiß ich gar nicht mehr, wofür ich mich rechtferti-

gen muss. Ich weiß nur, dass die Investitionsquoten auf der Landesebene und auf der 

kommunalen Ebene auf einem Rekordniveau sind.

Wenn Haushaltsreste aufgrund nicht durchgeführter Investitionen in diesem Jahr ent-

stehen, dann liegt das möglicherweise an Dingen, die ich jetzt auf die Schnelle nicht 

beurteilen kann. Es liegt jedenfalls nicht an der schlechten Haushaltsführung des 

Finanzministers oder der Ressorts; es wurde halt etwas nicht gebaut, das geplant war.

Frau Köhler, wenn Sie es wünschen, dann ziehen wir die Reste ein. Wenn Sie es für 

sinnvoll erachten, dass man den Ressorts das Geld für Baumaßnahmen wegnimmt, 

die noch nicht abgeschlossen sind, um es ihnen dann bei der nächsten Haushaltsbe-

ratung wieder zu geben, weil man ja nicht das halbe Gebäude stehen lassen kann, 

dann erachten Sie es eben für sinnvoll. Ich glaube nicht, dass das eine kluge Arbeit 

wäre, sondern da würde man viel Bürokratie verursachen. Deshalb lassen wir die 

Reste für das nächste Jahr da, und es kann klug weiterfinanziert werden.

Ich glaube nicht, dass man mit diesen Dingen wirklich beweisen kann, dass die Haus-

haltsführung in Bayern so schlecht wäre, dass man dieser Staatsregierung keine Ent-

lastung erteilen kann. Da muss man schon lange suchen, um dieser Staatsregierung 

für diese Haushaltsführung keine Entlastung zu erteilen. Dazu fällt mir fast nichts mehr 

ein; denn dann dürfte nämlich in ganz Deutschland keiner anderen Regierung auch 

nur annähernd Entlastung erteilt werden.
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(Zuruf von den GRÜNEN)

Wenn ich sehe, wie manche SPD-Mitglieder, die Finanzminister in dieser Republik 

sind, Vorschläge für den Haushalt machen, was die Schulden anbelangt, muss ich 

ganz ehrlich sagen: Da wäre ich ein bisschen zurückhaltend. Mein Lieblingssatz war 

heute folgender: Herr Scheuenstuhl hat gesagt: Das Geld liegt auf der Straße. – Ist 

das nicht schön? Herr Scheuenstuhl, wo ist das denn? Ich komme, laden Sie mich ein. 

Ich nehme das Geld gerne mit.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Ich finde das wirklich schön. Das Geld, hat er gesagt, liegt auf der Straße. Wie 

generös, dass Herr Scheuenstuhl uns erklärt, wie man zu Geld kommt.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

In Bayern liegt das Geld nicht auf der Straße; in Bayern wird es durch fleißige Men-

schen erarbeitet, durch Unternehmer, durch Steuerzahler.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Auch der Umgang mit dem Geld des Bundes ist natürlich korrekt.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Die Definition der Zusätzlichkeit befindet sich ausdrücklich nicht in dem Teil der 

100 Milliarden Euro des Sondervermögens, die an die Länder gehen. Das ist einfach 

ein Gerücht, das immer wieder perpetuiert wird. Dieses Argument gibt es im Gesetz 

nicht; es wird nicht richtiger durch Wiederholung. Umgekehrt ist es so, dass jede Maß-

nahme, die mit diesem Geld durchgeführt wird, natürlich zusätzlich ist, weil es sie nicht 

gäbe, wenn wir dieses Geld nicht hätten. Insofern ist es eine zusätzliche Maßnahme. 

Man kann nicht immer so tun, als würde man das nicht verstehen; das widerspricht 

eigentlich der intellektuellen Redlichkeit. Der Zusammenhang ist so einfach, dass 
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man sich als Abgeordneter gar nicht herausreden kann, dass man es nicht verstehen 

würde.

Insofern glaube ich, dass wir bei aller Leidenschaft und bei aller Ritualisierung derar-

tiger Debatten feststellen können, dass es zum einen gut ist, dass wir im Freistaat 

Bayern politisch tätig sein dürfen, und dass zum anderen allen, die sich hier anstren-

gen, gute Politik zu machen, niemand unterstellen kann, dass sie hier etwas bösarti-

gerweise machen, etwas vorenthalten oder das Geld, das angeblich auf der Straße 

herumliegt, nicht aufsammeln würden. Das würde ich alles tun, ich könnte mich sogar 

bücken.

Wir müssen aber die Dinge seriös weiterplanen. Insofern, glaube ich, haben wir das 

in den letzten Jahren gut geschafft. Wir haben die Rücklagen stabil gehalten, wir 

haben höchste Investitionsquoten gehabt, wir haben den Kommunen immer mehr 

Geld gegeben, und wir haben sogar allen darbenden Bundesländern dieser Republik 

immer noch mehr überwiesen. Trotzdem haben wir es geschafft, dass wir in Bayern 

keine zusätzlichen neuen Schulden machen. Auch darauf bin ich stolz; denn wäre ich 

all denen gefolgt, die immer gesagt haben: Mach halt auch Schulden, alle machen 

Schulden – – Mein Ehrgeiz ist es eigentlich immer, ein bisschen besser zu wirtschaf-

ten, als das andere tun. Mein Ehrgeiz war es nie, mich an denen zu orientieren, die 

Haushaltspolitik betreiben, die auf Höchstverschuldung setzt. Die Rechnungen werden 

unabhängig davon kommen, ob man tilgt oder nicht. Die Zinsen werden bezahlt wer-

den müssen. Die Zinsen werden natürlich bei derartigen Staatsverschuldungen, die 

rund um uns herum organisiert werden, nur steigen können. Ich bin kein Volkswirt, 

aber das verstehe sogar ich. Wenn man jedes Jahr überall Hunderte Milliarden Euro 

Schulden machen will, kann das letztlich nur zu steigenden Zinsen führen.

Deswegen bin ich froh und stolz, dass wir mit unserer Zinsausgabenlast entsprechend 

der Verschuldung, die wir eben nicht haben, noch zurechtkommen, von unter 1 %, 

von 1 %, etwa in dem Bereich. Deswegen werden wir weiter Empfehlungen des Rech-

nungshofs annehmen; konstruktive Kritik ist willkommen. Wir werden uns anstrengen, 
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aber die Zusage an die Menschen im Freistaat Bayern gilt, dass wir darauf achten, 

dass ihr Geld sachgerecht eingesetzt wird, dass wir den Staat nicht überschulden, 

dass wir trotzdem eine hohe Aufgabenerledigung haben.

Wenn wir den anderen Bundesländern nebenbei auch noch helfen müssen, hoffe ich, 

dass das Verfassungsgericht wenigstens dafür sorgt, dass es nicht ganz so viel sein 

wird; denn das Geld, das ich anderen gebe, das die dort ausgeben, könnten wir in 

Bayern zusätzlich brauchen; da hätte ich kein Problem. Sie haben uns aber bislang 

immer eher den Eindruck vermittelt, Sie finden es gut, wenn wir anderen Bundeslän-

dern viel Geld geben. Ich sehe das ein bisschen differenzierter. In diesem Sinne danke 

ich für die Debatte. Ich werbe leidenschaftlich dafür, dass auch Sie von der SPD, 

den GRÜNEN und der AfD sich heute einen Ruck geben und die Staatsregierung 

entlasten.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Sie hätten allen Grund dazu, das zu tun.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Damit ist die 

Aussprache geschlossen. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen 

zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über Tagesordnungspunkt 9 abstimmen: Antrag der Staatsregie-

rung auf "Entlastung der Staatsregierung aufgrund der Haushaltsrechnung des Frei-

staates Bayern für das Haushaltsjahr 2024". Der Abstimmung liegt die Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf 

Drucksache 19/12522 zugrunde. Wie in der Vergangenheit üblich, wird über die einzel-

nen Nummern der Beschlussempfehlung getrennt abgestimmt.

Nach Nummer 1 der Beschlussempfehlung soll der Staatsregierung aufgrund der 

Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2024 und des Jahresberichts 2026 des 
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Bayerischen Obersten Rechnungshofes gemäß Artikel 80 der Verfassung des Frei-

staates Bayern und Artikel 114 Absatz 2 der Bayerischen Haushaltsordnung für das 

Haushaltsjahr 2024 Entlastung erteilt werden.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion 

der FREIEN WÄHLER und die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – 

Bei Gegenstimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD-Fraktion und 

der AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so beschlossen.

Nach Nummer 2 der Beschlussempfehlung soll die Staatsregierung gemäß Artikel 114 

Absätze 3 und 4 der Bayerischen Haushaltsordnung ersucht werden, entsprechend 

den Buchstaben a bis s eine Reihe von Maßnahmen zu veranlassen und dem Landtag 

zu berichten. Im Einzelnen verweise ich auf die Drucksache 19/12522.

Ich lasse zunächst über die Buchstaben j, k und m einzeln abstimmen, da hierzu 

jeweils kein einstimmiges Ausschussvotum vorliegt. Wir beginnen mit der Abstimmung 

über Buchstabe j.

Wer dem Buchstaben j zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

die Fraktionen der FREIEN WÄHLER, der CSU und der AfD. Gegenstimmen bitte ich 

anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion 

und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Dann ist das so beschlossen.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über Buchstabe k. Wer dem Buchstaben 

k seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Fraktion der FREIEN WÄHLER, die CSU-

Fraktion und die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Keine. Stimmenthaltungen! – Bei 

Stimmenthaltung der SPD-Fraktion. Dann ist das so beschlossen.

Jetzt lasse ich noch über Buchstabe m abstimmen. Wer dem Buchstaben m zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, die Fraktion der FREIEN WÄHLER, die CSU-Fraktion und die 
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SPD-Fraktion. Gegenstimmen! – Bei Gegenstimmen der AfD-Fraktion. Stimmenthal-

tungen? – Keine. Damit ist das beschlossen.

Nun lasse ich gemeinsam über die Buchstaben abstimmen, zu denen ein einstimmi-

ges Votum des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen vor-

liegt. Es handelt sich um die Buchstabe a bis i, l und n bis s. Wer Nummer 2 insoweit 

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU und AfD. Gegenstimmen? 

– Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist das so beschlossen.

Nummer 2 der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Staats-

haushalt und Finanzfragen auf Drucksache 19/12522 ist damit in allen Punkten zuge-

stimmt worden. Damit ist der Staatsregierung nach Maßgabe der soeben beschlosse-

nen Ersuchen Entlastung für das Haushaltsjahr 2024 gemäß Artikel 80 der Verfassung 

des Freistaates Bayern und Artikel 114 Absatz 2 der Bayerischen Haushaltsordnung 

erteilt worden.

Ich lasse nun über den Tagesordnungspunkt 10 abstimmen: Antrag des Bayerischen 

Obersten Rechnungshofes auf "Entlastung aufgrund des Beitrags zur Haushaltsrech-

nung 2024 für den Epl. 11". Nach der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-

schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksache 19/12552 soll dem 

Bayerischen Obersten Rechnungshof für das Haushaltsjahr 2024 gemäß Artikel 101 

der Bayerischen Haushaltsordnung Entlastung erteilt werden.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER, 

die CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en? – Keine. Damit ist das so beschlossen. Dem Bayerischen Obersten Rechnungs-

hof ist für das Haushaltsjahr 2024 gemäß Artikel 101 der Bayerischen Haushalts-

ordnung Entlastung erteilt worden. Die Tagesordnungspunkte 9 und 10 sind damit 

erledigt.
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Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Vizepräsidenten 

des Bayerischen Landtags, Tagesordnungspunkt 6, bekannt. Gewählt ist, wer mehr als 

die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei der Ermittlung der erforder-

lichen Mehrheit werden Stimmenthaltungen nicht berücksichtigt. An der Wahl haben 

157 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war eine Stimme. Auf Herrn Abgeordneten 

Benjamin Nolte entfielen 26 Ja-Stimmen und 128 Nein-Stimmen. Der Stimme enthal-

ten haben sich zwei Abgeordnete. Damit hat der Abgeordnete Benjamin Nolte nicht 

die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. Der Tagesordnungspunkt 6 ist damit 

erledigt.

Ich gebe das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Schriftführers des Baye-

rischen Landtags, Tagesordnungspunkt 7, bekannt. Auch hier ist gewählt, wer mehr 

als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei der Ermittlung der er-

forderlichen Mehrheit werden Enthaltungen nicht berücksichtigt. An der Wahl haben 

158 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war eine Stimme. Auf Herrn Abgeordneten 

Harald Meußgeier entfielen 27 Ja-Stimmen und 128 Nein-Stimmen. Der Stimme ent-

halten haben sich zwei Abgeordnete. Damit hat Herr Abgeordneter Harald Meußgeier 

nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen erhalten. Der Tagesordnungspunkt 7 ist 

damit erledigt.

Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, gebe ich noch das Ergebnis der vorher 

durchgeführten Wahl einer Vertreterin des Landtags in den Verwaltungsrat für die 

Bayerische Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, Tagesordnungspunkt 8 e, 

bekannt: Nach Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes über die Bayerische Landes-

zentrale für politische Bildungsarbeit muss die Wahl mit absoluter Mehrheit erfolgen. 

Gewählt ist also, wer mindestens 102 Ja-Stimmen auf sich vereint. An der Wahl haben 

158 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war eine Stimme. Auf Frau Abgeordnete 

Dr. Petra Loibl entfielen 138 Ja-Stimmen und 15 Nein-Stimmen. Der Stimme enthalten 

haben sich 4 Abgeordnete. Ich stelle fest, dass Frau Dr. Petra Loibl zur Vertreterin des 
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Landtags im Verwaltungsrat für die Bayerische Landeszentrale für politische Bildungs-

arbeit gewählt worden ist. Herzliche Gratulation!

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Tagesordnungspunkt 8 e ist damit erledigt.
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